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Antwort 
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der Abgeordneten Sonja Bongers und Elisabeth Müller-Witt   SPD 
Drucksache 18/20582 
 
 
Wie hoch ist die Anzahl der unerledigten Ermittlungsverfahren in Nordrhein-Westfalen? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Wie aus der Antwort der Landesregierung auf die Kleine Anfrage 7880 hervorgeht, ist der Be-
stand der Ermittlungsverfahren bei den Staatsanwaltschaften in Nordrhein-Westfalen zuletzt 
weiter gestiegen. Mit 299.964 erreichte er am 31. März 2026 einen neuen Höchststand. Ein 
zügiges Ermittlungsverfahren ist Grundvoraussetzung für eine funktionierende Strafverfol-
gung. Andernfalls besteht die Gefahr der Vernichtung von Spuren oder Beweismitteln, der 
Verjährung und weiteren Faktoren, die ein späteres Ermittlungsverfahren erschweren. Auch 
für mutmaßlich Geschädigte kann ein langanhaltendes Ermittlungsverfahren eine starke Be-
lastung sein. Täter können sich indes ermuntert fühlen, wenn eine Verfolgung ausbleibt. 
„Strafe muss auf dem Fuß folgen“ ist keine Floskel. Es gilt das Beschleunigungsgebot aus  
Art. 2 I GG i. V. m. Art. 20 III GG, Art. 6 I 1 EMRK: Das gesamte Strafverfahren inkl. Ermitt-
lungsverfahren ist zügig durchzuführen, um die Belastungen des Betroffenen möglichst gering 
zu halten, besonders, wenn sich der Beschuldigte in der U-Haft befindet. Kommt es zu regel-
mäßigen Verzögerungen, kann das Vertrauen in den Rechtsstaat und die Strafverfolgung ins-
gesamt untergraben werden. 
 
 
Der Minister der Justiz hat die Kleine Anfrage 8438 mit Schreiben vom 14. August 2026 
namens der Landesregierung beantwortet. 
 
 
1. Wie hoch war die Anzahl der zum Stichtag 30.06.2026 offenen Ermittlungsverfah-

ren bei den einzelnen Staatsanwaltschaften in Nordrhein-Westfalen jeweils?  
 
Die geforderten Daten werden grundsätzlich im Rahmen der bundesweit abgestimmten „An-
ordnung über die Erhebung von statistischen Daten bei den Staats- und Amtsanwaltschaften“ 
(StA-Statistik) erhoben. Die statistischen Zahlen für das zweite Quartal 2026 liegen jedoch 
noch nicht vor.  
 
 
2. Wie hoch war die Anzahl der zum Stichtag 30.06.2026 offenen Ermittlungsverfah-

ren bei den Staatsanwaltschaften in Nordrhein-Westfalen insgesamt?  
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Auf die Antwort zu Frage 1 wird Bezug genommen. 
 
 
3. Wie hoch waren die quartalsweise erfassten Neuzugänge der Ermittlungsverfah-

ren in den einzelnen Quartalen in den beiden Quartalen des Jahres 2026? 
 
Soweit das erste Quartal des Jahres 2026 betroffen ist, wird auf die Antwort der Landesregie-
rung zu Frage 3 der Kleinen Anfrage 7880 nebst Anlage (LT-Drucksache 18/19722) verwiesen. 
Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 1 Bezug genommen.  
 
 
4. Wie bewertet die Landesregierung ihre Maßnahmen zur Reduzierung der Anzahl 

unerledigter Ermittlungsverfahren vor dem Hintergrund dieser Zahlen? 
 
Es wird auf die Antwort der Landesregierung zu Frage 4 der Kleinen Anfrage 7880 (LT-Druck-
sache 18/19722) Bezug genommen. Eine weitergehende Bewertung der Maßnahmen zur Re-
duzierung der Anzahl unerledigter Ermittlungsverfahren kann in Ermangelung aktuellerer Zah-
len nicht erfolgen. Auf die Antworten zu den Fragen 1 bis 3 wird Bezug genommen.  
 
 
5. Inwieweit wurden die für den Haushaltsplan 2026 vorgesehenen 58 Planstellen zur 

Verstärkung des staatsanwaltschaftlichen Dienstes bislang besetzt? 
 
Angaben zu der Besetzung der im Haushalt 2026 neu eingerichteten Planstellen des staats-
anwaltlichen Dienstes liegen nicht vor. Bei der Stellenbesetzung erfolgt keine Unterscheidung 
nach bereits vorhandenen oder mit einem bestimmten Haushalt zusätzlich neu eingerichteten 
Planstellen.  
 
Zum Stichtag 1. Juli 2026 waren die insgesamt 1655 zugewiesenen Planstellen des staatsan-
waltlichen Dienstes im Umfang von rund 1572 Arbeitskraftanteilen (AKA) besetzt. Im Umfang 
von weiteren rund 20 AKA sind freie Planstellen durch Rückkehrerinnen und Rückkehrer aus 
Beurlaubungen, Abordnungen, Eltern- und Teilzeiten etc. gebunden, ferner wurden zu dem 
Stichtag bereits 29 Einstellungszusagen für den staatsanwaltlichen Dienst erteilt. Damit ergibt 
sich eine Besetzungsquote von rund 98 %. 
 
 


